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Bericht des Vorstands  

gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG  

zu Tagesordnungspunkt 6 

der Hauptversammlung am 7. September 2026 

über den Ausschluss des Bezugsrechts  

im Rahmen des genehmigten Kapitals 

 

(Tagesordnungspunkt 6: Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 

2026 mit der Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts sowie über die entsprechende 

Satzungsänderung) 

 

Durch den Beschluss zu Punkt 6 der Tagesordnung soll ein weiteres genehmigtes Kapital in der 

gesetzlich maximal möglichen Höhe von bis zu 1.935.566,00 EUR, das entspricht zusammen mit dem 

noch bestehenden Genehmigten Kapital 2024 in Höhe von 5.161.509,00 EUR insgesamt 50 % des 

derzeit eingetragenen Grundkapitals der Gesellschaft, geschaffen werden. Dadurch wird der Vorstand 

in die Lage versetzt, auch künftig die Eigenkapitalausstattung der Gesellschaft im gesetzlich maximal 

möglichen Umfang den geschäftlichen und rechtlichen Erfordernissen anzupassen und mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats auf kurzfristig auftretende Finanzierungserfordernisse reagieren zu 

können. Grundsätzlich ist den Aktionären ein Bezugsrecht auf die neuen Aktien einzuräumen. Die 

neuen Aktien sollen den Aktionären auch mittelbar über ein Kreditinstitut oder ein nach § 53 Abs. 1 

Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätiges Unternehmen zum Bezug angeboten werden 

können. Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats in den folgenden Fällen auszuschließen: 

▪ Bei Kapitalerhöhungen gegen Bar- und/oder Sacheinlage soll der Vorstand ermächtigt sein, das 

gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses 

entstehen und nicht mehr gleichmäßig auf alle Aktionäre verteilbar sind, auszuschließen. 

Hierdurch wird die Herstellung eines technisch durchführbaren Bezugsverhältnisses ermöglicht. 

 

▪ Für einen Teilbetrag des genehmigten Kapitals in Höhe von bis zu 20 % des Grundkapitals im 

Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung oder, sofern das Grundkapital dann 

niedriger ist, im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung soll der Vorstand berechtigt sein, das 

gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, um die Aktien zu einem Ausgabebetrag 

ausgeben zu können, der den Börsenpreis der Aktien zum Zeitpunkt der Festlegung des 

Ausgabepreises nicht wesentlich unterschreitet. Rechtsgrundlage hierfür ist § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG. Bei Ausnutzung der Ermächtigung wird der Vorstand den Abschlag auf den aktuellen 

Börsenpreis so niedrig bemessen, wie dies nach den im Zeitpunkt der Platzierung 

vorherrschenden Marktbedingungen möglich ist. Der Bezugsrechtsausschluss kann hierbei 
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maximal 20 % des im Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung bzw. des, sofern 

niedriger, im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals betragen, 

wobei der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer Ermächtigungen in unmittelbarer oder 

entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen ist. Durch diese 

Vorgaben wird im Einklang mit der gesetzlichen Regelung dem Bedürfnis der Aktionäre im Hinblick 

auf einen Schutz vor Verwässerung ihres Anteilsbesitzes Rechnung getragen. Auf der anderen 

Seite eröffnet eine Platzierung unter Bezugsrechtsausschluss die Möglichkeit, einen deutlich 

höheren Mittelzufluss als im Falle einer Bezugsrechteemission zu erzielen. Maßgeblicher Grund 

hierfür ist, dass eine Platzierung ohne gesetzliche Bezugsfrist unmittelbar nach Festsetzung des 

Ausgabebetrages erfolgen kann und somit beim Ausgabebetrag kein Kursänderungsrisiko für den 

Zeitraum einer Bezugsfrist berücksichtigt werden muss. Mit dieser Form der Kapitalerhöhung soll 

der Vorstand in die Lage versetzt werden, Marktchancen schnell zu nutzen und einen dadurch 

entstehenden Eigenkapitalbedarf gegebenenfalls auch kurzfristig zu decken. Durch die schnelle 

und flexible Nutzung der sich am Kapitalmarkt bietenden Möglichkeiten und die marktnahe 

Preisfestsetzung kann eine größtmögliche Stärkung der Eigenmittel im Interesse der Gesellschaft 

und Aktionäre erreicht werden. 

 

▪ Durch die Ermächtigung soll weiterhin die Möglichkeit eröffnet werden, über das Genehmigte 

Kapital 2026 neue Aktien zu schaffen, um sie Arbeitnehmern der Gesellschaft und mit der 

Gesellschaft verbundenen Unternehmen als Mitarbeiteraktien zu Vorzugskonditionen anbieten 

zu können, ohne zuvor eigene Aktien über die Börse zu erwerben. Hierfür ist es erforderlich, das 

Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. Die Gesellschaft soll so in die Lage versetzt werden, 

die Beteiligung der Mitarbeiter am Unternehmen und an der langfristigen Entwicklung der 

Gesellschaft durch die Gewährung von Aktien zu fördern. Die Gewährung von Aktien an 

Mitarbeiter dient der Integration der Mitarbeiter, erhöht die Motivation und die Bereitschaft zur 

Übernahme von Mitverantwortung sowie die Identifikation mit dem Unternehmen. Die 

Gewährung von Aktien an Mitarbeiter liegt damit im Interesse der Gesellschaft und ihrer 

Aktionäre. Bei der Ausgabe der Aktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft und der mit der 

Gesellschaft verbundenen Unternehmen können, auch bei Festlegung des Ausgabebetrags, 

Sonderkonditionen gewährt werden. Die Ausgabe der Mitarbeiteraktien kann auch an weitere 

Voraussetzungen, zum Beispiel eine Mindesthaltedauer, geknüpft werden. Durch die Möglichkeit 

eines Angebots bzw. der Ausgabe von Aktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft und der mit der 

Gesellschaft verbundenen Unternehmen ist es so möglich, variable Vergütungsbestandteile mit 

langfristiger Anreizwirkung zu schaffen, bei denen nicht nur positive, sondern auch negative 

Entwicklungen Berücksichtigung finden. Durch die Gewährung von Aktien mit einer mehrjährigen 

Veräußerungssperre kann dabei beispielsweise neben dem Bonus- ein echter Malus-Effekt im Fall 

von negativen Entwicklungen geschaffen werden. Es handelt sich also um ein Instrument, das im 

Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre eine größere Mitverantwortung herbeiführen kann. 

Die Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts zum Zwecke der Ausgabe von Aktien an 

Mitarbeiter der Gesellschaft und mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen ist daher 

sachlich gerechtfertigt und auch gegenüber den Aktionären verhältnismäßig. Mögliche 

Gestaltungen sind neben konventionellen Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen aber 

insbesondere auch sogenannte Share Matching-Pläne, bei denen die Teilnehmer im ersten Schritt 

Aktien gegen Geldleistung am Markt oder von der Gesellschaft erwerben und in einem zweiten 

Schritt nach mehreren Jahren für eine bestimmte, im ersten Schritt erworbene Aktienzahl eine 

bestimmte Anzahl an sogenannten Matching-Aktien ohne weitere Zuzahlung erhalten. 
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▪ Der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen soll 

den Vorstand in die Lage versetzen, ohne Beanspruchung der Börse eigene Aktien der Gesellschaft 

kurzfristig im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen bzw. für den Erwerb von 

Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen, sonstigen bewertbaren 

Vermögensgegenständen im Sinne des § 27 Abs. 2 AktG oder von Forderungen gegen die 

Gesellschaft zur Verfügung zu haben. Die Gesellschaft soll insbesondere die Möglichkeit haben, 

bei sich bietenden Gelegenheiten schnell und flexibel reagieren zu können und in geeigneten 

Einzelfällen Unternehmen bzw. Teile davon, Beteiligungen an Unternehmen oder sonstige 

Vermögensgegenstände durch die Gesellschaft durch die Gewährung von Aktien zu erwerben. Der 

Ausgabebetrag für die neuen Aktien wird dabei vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

unter Berücksichtigung der Interessen der Gesellschaft und der Aktionäre festgelegt. Grundlage 

für die Bewertung des einzubringenden Unternehmens bzw. der einzubringenden Beteiligung 

oder des sonstigen Vermögensgegenstandes werden Unternehmenswertgutachten bzw. 

Wertgutachten von Wirtschaftsprüfern sein. Die Möglichkeit, im Einzelfall Forderungen gegen die 

Gesellschaft durch die Ausgabe von Aktien der Gesellschaft zurückführen zu können, hat den 

Vorteil, dass eine Belastung der Liquidität vermieden wird. 

Im Falle der konkreten Ausnutzung der vorgeschlagenen Ermächtigung wird der Vorstand darüber auf 

der ordentlichen Hauptversammlung berichten, die der Ausnutzung nachfolgt. 

 

 

Marburg, im Juli 2026 

 

Der Vorstand 

 

Lisa Jüngst 

  


